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Öffentliche Konsultation zur 
Transformation des Vergaberechts  
("Vergabetransformationspaket") 
 
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
 

Anlass und Ziel der Konsultation 
 

Der zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP im Jahr 2021 vereinbarte 

Koalitionsvertrag "Mehr Fortschritt wagen" hat das Ziel, die öffentlichen Vergabeverfahren 

zu vereinfachen, zu professionalisieren, zu digitalisieren und zu beschleunigen. Die 

öffentliche Beschaffung und Vergabe soll wirtschaftlich, sozial, ökologisch und innovativ 

ausgerichtet und die Verbindlichkeit gestärkt werden, ohne dabei die Rechtssicherheit von 

Vergabeentscheidungen zu gefährden oder die Zugangshürden für den Mittelstand zu 

erhöhen. Weitere Vorhaben in diesem Kontext betreffen u.a. schnelle Entscheidungen bei 

der öffentlichen Hand und Mindestquoten für klimafreundliche Produkte.  

 

Das Vergaberecht ist 2016 mit dem Vergaberechtsmodernisierungsgesetz zur Umsetzung 

der EU-Vergaberichtlinien aus 2014 umfassend geändert worden. Das neue Vergaberecht 

hat sich seitdem in weitem Umfang bewährt. Die Komplexität dieses Rechtsbereichs ist 

jedoch ungewöhnlich hoch geblieben und seit 2016 sind auch viele Herausforderungen noch 

deutlicher zu Tage getreten. Im Lichte der vielfältigen Herausforderungen und drängenden 

Zukunftsfragen soll daher auch das Vergaberecht praxisgerecht aber ambitioniert weiter 

modernisiert werden. Die öffentliche Beschaffung soll dabei Innovationen stärken und ihre 

Vorbildrolle für eine sozial-ökologische und digitale Transformation der Wirtschaft nutzen. 

Die Reform soll aber auch zum Bürokratieabbau beitragen.  

 

Betroffenen Organisationen, Unternehmen und Verbänden sowie interessierten 

Bürgerinnen und Bürgern wird im Rahmen eines digitalen öffentlichen 

Konsultationsverfahrens die Möglichkeit gegeben, ihre Einschätzungen und Ideen zur 

Vergabetransformation frühzeitig, transparent und bürokratiearm als Antworten auf die 

unten in fünf Aktionsfeldern aufgeworfenen Fragen einzubringen. Auch die öffentlichen 

Auftraggeber, Sektorenauftraggeber und Konzessionsgeber als wesentliche Stakeholder im 

Vergabeverfahren sind eingeladen, ihre Ideen und Vorschläge zu den Fragekomplexen über 

diesen Konsultationsprozess einzubringen.  

 

Die Ziele ergänzen und verstärken sich in vielen Fällen, stehen teilweise aber auch in 

Zielkonflikten zueinander. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz erhofft 

sich, durch das Konsultationsverfahren tiefe und breite Einblicke in die Bedürfnisse und 
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Meinungen unterschiedlicher Akteure zu gewinnen. Die Stakeholder erhalten dabei die 

Möglichkeit, ihr Wissen, ihre Erfahrungen und ihre Erwartungen zu teilen und dazu 

beizutragen, dass die Ziele effektiv erreicht werden und den Bedürfnissen der Praxis dabei 

hinreichend Rechnung getragen wird. Die eingereichten Antworten fließen in die 

Vorbereitung von Stakeholder-Fachgesprächen und der Erarbeitung eines Gesetzentwurfes 

durch das federführende Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz ein. 

 

Informationen zum Ablauf der Konsultation 
 

Die Konsultationsphase findet im Zeitraum vom 29. Dezember 2022 bis 14. Februar 2023 

statt. 

 

Wenn Sie eine Stellungnahme im Rahmen der Konsultation abgeben möchten, senden Sie 

diese bitte als Antwort auf die aufgeworfenen Fragen per E-Mail an das Postfach 

vergabetransformation@bmwk.bund.de.  

 

Die Auswertung der Stellungnahmen erfolgt durch das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Klimaschutz. 

 

Bitte beachten Sie, dass die von Ihnen eingereichten Stellungnahmen auf der Internetseite 

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz publiziert werden sollen. Dies 

umfasst auch Namen und sonstige personenbezogene Daten, die im Dokument enthalten 

sind. Mit der Übersendung der Stellungnahme willigen Sie ein, dass diese und die in ihr 

enthaltenen personenbezogenen Daten veröffentlicht werden. Angaben, mit deren 

Veröffentlichung Sie nicht einverstanden sind, bitten wir aus dem Dokument zu entfernen. 

Falls Sie der Publikation im Internet insgesamt widersprechen wollen, weisen Sie auf diesen 

Umstand bitte ausdrücklich bei der Übersendung Ihrer Stellungnahme hin. Unterbleibt 

dieser Hinweis, gehen wir von Ihrem Einverständnis zur Veröffentlichung aus. 

 

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter 

im Sinne des § 1 Absatz 4 Lobbyregistergesetz nach Maßgabe des Lobbyregistergesetzes 

registrierungspflichtig sind. Verstöße gegen die Eintragungspflicht sind bußgeldbewehrt. 

Gemäß § 6 Absatz 3 Lobbyregistergesetz gilt für die Beteiligung bei der Gesetzgebung nach 

§ 47 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, dass eingetragene 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter nicht beteiligt werden sollen, wenn die 

Eintragung unvollständig ist, nicht aktualisiert wurde oder bei der Interessenvertretung 

gegen Verhaltenspflichten verstoßen wurde, und dies jeweils im Register vermerkt ist. 

 

Ergänzend möchten wir Sie darauf aufmerksam machen, dass die frühzeitige öffentliche 

Konsultation zur Bindung der Auftragsvergabe des Bundes an die Einhaltung von 

Tarifverträgen ("Bundestariftreue") bereits gesondert im Zeitraum vom 7. Dezember bis 

23. Dezember 2022 stattfand. Informationen zum diesbezüglichen Verfahren können Sie u.a. 

auf den Internetseiten des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (Link) 

sowie des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (Link) finden.    

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/offentliche-konsultation-zur-bundes-tariftreue.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Staerkung-der-Tarifbindung/Oeffentliche-Konsultation-zur-Tariftreue/oeffentliche-konsultation-zur-tariftreue.html
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Öffentliche Konsultation zur Transformation des 

Vergaberechts:   

21 Fragenkomplexe in fünf Aktionsfeldern 

 
 
Aktionsfeld 1: Stärkung der umwelt- und klimafreundlichen Beschaffung 

 
Wir wollen die öffentliche Beschaffung ökologisch ausrichten und die Verbindlichkeit von 

umwelt- und klimabezogenen Anforderungen stärken. Wir streben Mindestquoten für 

klimafreundliche Produkte in der öffentlichen Beschaffung an und wollen uns am Aufbau 

eines Systems zur Berechnung von Klima- und Umweltkosten beteiligen.  

 

1. Auf welcher Stufe des Vergabeverfahrens können Sie sich eine (verpflichtende) 

Berücksichtigung von umwelt- oder klimabezogenen Aspekten am besten 

vorstellen? Eher in der Leistungsbeschreibung, bei den Eignungs- oder 

Zuschlagskriterien, in den Ausführungsbedingungen oder in einer Kombination 

davon?  

2. Existieren aus Ihrer Sicht bereits zielgerichtete und hinreichend praxistaugliche 

Vorbilder für die verbindliche Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien 

(welche?)?  

3. Welche rechtlichen oder praktischen Punkte könnten aus Ihrer Sicht am besten zu 

einer nachhaltigen öffentlichen Beschaffung beitragen? Wie hilfreich wären z.B. 

praktische Anleitungen, Begründungspflichten, Selbstverpflichtungen, Quoten, Ge- 

und Verbote oder Mindeststandards? 

4. In welchen Branchen sehen Sie besondere Chancen für die umwelt- und 

klimafreundliche Beschaffung? Gibt es Ihrer Ansicht nach Leistungen, die keine 

entsprechende Umwelt- oder Klimarelevanz haben könnten? Bitte erläutern Sie.  

 

 

Aktionsfeld 2: Stärkung der sozial-nachhaltigen Beschaffung  

 

Wir wollen die öffentliche Beschaffung sozial ausrichten und die Verbindlichkeit sozialer 
Anforderungen stärken.  

 

5. Welche Aspekte einer sozial verantwortlichen Beschaffung sollten über die 

Berücksichtigung von Tarifverträgen hinaus aus Ihrer Sicht prioritär bei der 

öffentlichen Beschaffung verfolgt oder intensiviert werden?  

6. Wie könnte dies aus Ihrer Sicht am besten im Vergabeverfahren und -recht 

integriert werden? 

7. Wie können soziale Innovationen wie. z.B. Sozialunternehmen durch die öffentliche 

Vergabe gestärkt werden? 



 

 

4 

 

Aktionsfeld 3: Digitalisierung des Beschaffungswesens  

 

Wir wollen die öffentlichen Vergabeverfahren digitalisieren, indem wir die rechtssichere 
Digitalisierung der Vergabe vorantreiben. Dazu wird unter anderem eine 
anwenderfreundliche zentrale Plattform geschaffen. 
 

8. Welche der folgenden Dienste kennen Sie und welche davon nutzen Sie? Zentraler 

Bekanntmachungsservice, Datenservice öffentlicher Einkauf, die neuen 

elektronischen Standardformulare, weitere Projekte zur Digitalisierung des 

öffentlichen Einkaufs (bitte benennen). Was fehlt aus Ihrer Sicht zur 

vollumfänglichen Digitalisierung der Vergabeverfahren?  

9. Spricht aus Ihrer Sicht etwas gegen die elektronische Einreichung von 

Nachprüfungsanträgen und virtuelle mündliche Verhandlungen in 

Nachprüfungsverfahren? Bitte erläutern Sie.  

10. Welche weiteren Schritte sind praktisch und rechtlich zur Digitalisierung der 

Nachprüfungsverfahren aus Ihrer Sicht insbesondere erforderlich? 

 

 

Aktionsfeld 4: Vereinfachung und Beschleunigung der Vergabeverfahren 

 

Wir wollen die öffentlichen Vergabeverfahren vereinfachen und beschleunigen sowie 
schnelle Entscheidungen bei Vergabeverfahren der öffentlichen Hand fördern.  

 

11. Welche Vereinfachungs- und Beschleunigungspotentiale sehen Sie noch im 

Vergaberecht? Wo setzen aus Ihrer Sicht Rechtssicherheit, Wirtschaftlichkeit oder 

das europäische Vergaberecht wichtige Grenzen? 

12. Inwieweit können Sie sich eine Flexibilisierung des Losgrundsatzes vorstellen, 

etwa für wichtige Transformationsvorhaben?  

13. Wie kann die Vergabepraxis einfacher und schneller gelingen? Wie könnten Ihrer 

Ansicht nach Vergabeverfahren z.B. noch weiter professionalisiert werden? 

Warum haben Sie oder Ihr Unternehmen sich zuletzt gegebenenfalls nicht mehr an 

öffentlichen Vergabeverfahren beteiligt? 

14. Inwieweit können Sie sich auch eine weitere Vereinheitlichung des Vergaberechts 

vorstellen (formell in einem „Vergabegesetz“ oder materiell stärkere 

Angleichungen)? 

 

 

Aktionsfeld 5: Förderung von Mittelstand, Start-Ups und Innovationen  

 
Die Zugangshürden für den Mittelstand sollen nicht erhöht werden. Wir wollen die 
öffentliche Beschaffung innovativ ausrichten. Öffentliche Ausschreibungen sollen zum 
Beispiel für Start-Ups einfacher gestaltet werden.  
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15. Welche rechtlichen und praktischen Stellschrauben sehen Sie für eine starke 

Einbeziehung von kleinen und mittelständischen Unternehmen in die öffentliche 

Beschaffung?  

16. Welche Rolle spielen für Sie zum Beispiel Unteraufträge oder 

Bietergemeinschaften, Eignungskriterien oder Ausführungsbedingungen? Welche 

rechtlichen und/oder praktischen Herausforderungen sehen Sie hier? 

17. Wie stark nutzen Sie Markterkundungen oder funktionale Ausschreibungen bzw. 

innovative Vergabeverfahren, um Innovationen und Start-Ups im Design von 

Vergabeverfahren besser zu berücksichtigen? Welche praktischen oder rechtlichen 

Hürden sehen sie hier? 

18. Was hat Sie ggf. bisher gehindert, innovative Vergabeverfahren (wie zum Beispiel 

dynamische Beschaffungssysteme oder elektronische Auktionen) zu nutzen? 

 

Sonstiges 
 
Die Aktionsfelder und Lösungsmöglichkeiten ergänzen und verstärken sich in vielen 
Fällen, stehen teilweise aber auch im Zielkonflikte zueinander. Zudem gibt es womöglich 
weitere Herausforderungen für die öffentliche Beschaffung, die rechtlich oder praktisch 
angegangen werden könnten.   
 

19. Wie priorisieren Sie die Aktionsfelder? Welche aufgeworfenen Fragen sind Ihnen 

besonders wichtig?   

 

20. Sehen Sie Zielkonflikte und falls ja, wie sollten diese aus Ihrer Sicht aufgelöst 

werden? 

 

21. In welchen weiteren Bereichen sehen Sie rechtlichen Anpassungsbedarf der 

Vergabeverfahren? Welche praktischen Lösungen sehen Sie als besonders wichtig 

an?  

 

 

Ihre Antworten können Sie bis 14. Februar 2023 senden an:  

 

vergabetransformation@bmwk.bund.de 
 

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz dankt Ihnen für Ihre Beteiligung! 

mailto:vergabetransformation@bmwk.bund.de

